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admission, this European legal scholarship wants 

to be »constructive«. But what constitutes an 

appropriate concept? One that we read a lot into, 

or whose meaning we know well? I believe the 

latter.
For European legal scholarship, it would per-

haps be more consistent to examine semantics 

more critically in terms of what they actually mean 

doctrinally. Instead of introducing ever more new 

concepts to EU law, it seems more productive to 

assess the analytical value of the concepts we 

already have. We should eliminate those that are 

characterised more by political and historical sug-

gestiveness than legal substance. I believe it is not 

the vocation of our age to explain the whole of 
European integration by just one holistic legal 

concept. But it might be the vocation of our age 

to weed out a few of the options.
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Wenn man diesem Buch eines nicht vorwerfen 

kann, dann einen Mangel an Haltung. Es versteht 
sich in erster Linie als Plädoyer für ein ökologi-

sches und soziales Europa. Der Klimawandel sei 

eine Chance zur endgültigen Überwindung des 

Neoliberalismus und damit zur Herbeiführung 

eines nachhaltigen Paradigmenwechsels (im Sinne 

von Thomas Kuhn, 322ff.). Man müsse die Wirt-

schaft auf erneuerbare Energien umstellen. Da-

durch entstünden viele neue Arbeitsplätze (em-

plois verts, 313ff.), allerdings auch Probleme für 
die Beschäftigten in den klassischen Industriesek-

toren. Der Wegfall von Arbeitsplätzen könne mit 

einer allgemeinen Reduzierung der Lebensarbeits-

zeit und der Lösung der Erwerbsbiographien von 

überkommenen Kategorien der Produktivität auf-

gefangen werden. Die zentrale Antwort auf die 

Frage der Beschäftigung sei, dass man weniger 

arbeiten solle, denn es komme nicht auf die Quan-
tität, sondern auf die Qualität der Arbeit und des 

Lebens an (etwa 325). Hier sieht der Autor die 

Lösung für dieVerwerfungen einer sich notwendig 

von der Kategorie des Wachstums verabschieden-

den Wirtschaftspolitik. Solche Anti-Wachstums-

Philosophien sind inzwischen weit verbreitet. Ein 

zentraler Punkt sind dabei stets die Kosten und 

sozialen Folgen der Transformation, zumal nicht 

alle arbeitenden Menschen die radikale Umstel-

lung ihrer Lebensentwürfe als Fortschritt begrü-
ßen werden. Der vorliegende Beitrag begnügt sich 

an dieser Stelle mit einem allgemeinen Verweis 

auf einen europäischen Unterstützungsfonds, der 

Übergangsprobleme zugunsten arbeitender Men-

schen abfedern soll (328).

Die Diskussion über solche Themen kann hier 

nicht vertieft werden. Stattdessen stellt sich die 

Frage nach der Relevanz des Buchs für die Rechts-

geschichte. Bemerkenswert ist, dass der Autor sei-
nem Zukunftsszenario eine ausführliche Bestands-

aufnahme der von der Ebene der EU ausgehenden 

Sozialpolitik voranstellt. Diese wiederum wird an 

große Entwicklungslinien angeknüpft, die bis zur 

Entstehung der Europäischen Gemeinschaften rei-

chen. Insofern könnte das zwischen Politikwissen-

schaft und politischer Publizistik anzusiedelnde 

Werk auch von Interesse für die Geschichte des 
Arbeitsrechts der EU sein. Schnell wird jedoch 

erkennbar, dass sich die thematisierten Trajekto-

rien europäischer Sozialpolitik und Arbeitsrechts-

gestaltung im Rahmen einer telelogisch-linearen 

Geschichtserzählung bewegen. Ohne Ironie ist von 

»goldenen Zeitaltern« die Rede (54ff., 146ff., 

194ff.), immer gekennzeichnet von einem »Mehr« 

an (europäischer) Sozialpolitik, der, ungeachtet 
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vieler Rückschläge, letztlich alles zustrebt, wobei 

die Frage, warum die seit langem eschatologisch 

herbeigesehnte Selbstzerstörung des Neolibera-

lismus trotz der Finanzkrise (!) wieder einmal aus-

geblieben ist, mit einem nonchalanten Schulter-
zucken quittiert und die Beharrungskräfte der 

überkommenen Ordnung als »mystérieuses« be-

zeichnet werden (13).

Diesen Zugriff kann man sympathisch-anachro-

nistisch finden oder methodisch unterkomplex. 

Jedenfalls spricht einiges dagegen, das Buch zu 

schnell zurück ins Regal zu stellen. Rechtshistori-

sche Arbeiten in diesem noch wenig erschlossenen 

Gebiet können davon profitieren, weil es eine 
umfassende Auswertung von Literatur aus dem 

Bereich der European Studies in Bezug auf Arbeits-

recht sowie Sozial- und Beschäftigungspolitik 

bietet. Darüber hinaus sind die vorgenommenen 

historischen Periodisierungen von Interesse. Bei 

kritischer Relativierung der wertenden Passagen 

(der Autor sieht sich weniger als Analytiker denn 

als engagierter Intellektueller mit akademischem 
Anspruch), findet man gut begründete Darstel-

lungen von Zäsuren der europäischen Arbeits- 

und Sozialpolitik, bei der Gesetzgebungsvorhaben 

auf verschiedenen Ebenen im ökonomischen Kon-

text und im Hinblick auf politische Entscheidun-

gen in den Mitgliedstaaten reflektiert werden. Die 

Rechtsprechung des EuGH kommt ebenfalls als 

zentraler Faktor zur Sprache, wird jedoch nicht 

intensiv ausgewertet. Lesenswert sind die Ausfüh-
rungen zu historischen Wendepunkten, etwa dem 

»Thatcherismus« und den Anfängen des europä-

ischen Sozialdialogs (57ff., 61ff.). Dabei wandert 

der Blick immer wieder zwischen der europäischen 

und der mitgliedstaatlichen Ebene hin und her. 

Berücksichtigt werden darüber hinaus Auswirkun-

gen ökonomischer Rahmenbedingungen auf die 

Arbeits- und Sozialpolitik, wobei der Weg zur 

Währungsunion eine zentrale Rolle spielt.

Neben der Herausarbeitung von Zäsuren ist für 

die Rechtsgeschichte der methodische Rahmen 

interessant, der für die Beobachtung einer »Euro-
päisierung« des Arbeitsrechts entwickelt wird. Da 

es sich nicht um ein juristisches Werk handelt, darf 

man hier keine Synthese der Effekte europäischen 

Arbeitsrechts in den Mitgliedstaaten erwarten. 

Lesenswert ist dennoch ein Abschnitt über die 

analytischen Instrumente zur Bestimmung des 

Einflusses europäischer Politik auf die Mitglied-

staaten (224ff.). Hier werden auch verschiedene 

Rechtsformen (hard law, soft law) in den Blick 
genommen; direkter wird von indirektem Einfluss 

differenziert; und Ansätze zur Erkenntnis nicht 

erwünschter Effekte werden aufgezeigt (230ff.). 

Aufschlussreich ist auch die Beschreibung, wie 

die Union das Thema Antidiskriminierung für sich 

entdeckte und besetzte, wobei die bekannte 

Defrenne-Entscheidung ein wichtiger Impuls war 

(94ff.). Die EU erscheint hier als arbeitsrechtliche 
Innovationsplattform, die in von den Mitglied-

staaten vernachlässigte Gebiete vordringt. Wie in 

vielen Studien wird beim »gender mainstreaming« 

viel Aktivität auf europäischer Ebene mit wenig 

Effekten in den Mitgliedstaaten beobachtet (109 f.), 

wobei die Entwicklungslinien wie stets bis in die 

Gegenwart gezogen werden. Beleuchtet werden 

darüber hinaus die Handlungsspielräume weiterer 

Akteure, nicht zuletzt der Sozialpartner, die als 
Faktoren europäischer Arbeitsrechtsentwicklung 

immer wieder hervorgehoben werden. Hier bietet 

das Buch einiges an Material zur kritischen Aus-

einandersetzung und als Anregung für die rechts-

historische Forschung.
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